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Strategischer Steuermann 
Wie sehen Gemeinderãte i h re Rolle i m Neuen Steuerungsmodell - wollen sie sich u m 
Details oder die Strategie kümmern? Fühlen sie sich von d er Verwaltung ausreichend 
informiert- oder ertrinken sie in der Papierflut? 
D as Zauberwort für die Verwaltungs­retorm in den Kommunen - das Neue Steuerungsmodell - be­
herrscht seit Jahren die Retormdiskussi­
on. Spatestens seit dem Beginn der Kri­
se der õffentlichen Haushalte waren die 
Kommunen gezwungen, harte SparmaB­
nahmen durchzuführen und die Effizienz 
ihres Handelns aut den Prütstand zu 
stellen. Zudem wurden die Kommunen 
mit geanderten Anspruchs- und Werthal­
tungen der Bürger kontrontiert. Die Ver­
waltungen sahen sich plõtzlich in der 
Rolle als Dienstleister, und die Bürger 
wollten an den kommunalen Entschei­
dungen teilhaben. 
l m zweiten Teil der Serie über die Ergeb­
nisse einer Umtrage zur kommunalen 
Ratsarbeit in Deutschland soll autgezeigt 
werden, welche Bedeutung das Neue 
Steuerungsmodell in den beteiligten 
Kommunen hat, wie die Gemeinderate 
über ihre neue Rolle in diesem Modell 
denken und wie sie ihre lntormationsver­
sorgung einschatzen. 
Aut die Frage ,In meiner Kommune wird 
derzeit an der Umsetzung des Neuen 
Steuerungsmodells gearbeitet" konnten 
die Rate aut einer Skala von null bis sie­
ben mit den Extrempunkten ,überhaupt 
nicht" und ,mit sehr groBem Nachdruck" 
antworten. Beim Ergebnis überrascht 
zunachst, daB der Mittelwert mit 2,88 
unterhalb d er Skalenmitte liegt, das heiBt 
daB in den beteiligten Kommunen insge­
samt mit geringem Nachdruck an der 
Umsetzung des Neuen Steuerungsmo­
dells gearbeitet wird. Es kommen zwar 
beide Extrempunkte vor, der hautigste 
Wert liegt aber bei null, also bei ,über­
haupt nicht". Di e Antworten tali en dabei 
zwischen den einzelnen Betragten sehr 
unterschiedlich aus, was auch in der 
Standardabweichung von 2,27 zu sehen 
ist. Dieses Ergebnis widerspricht dem 
Eindruck, den man vom Neuen Steue­
rungsmodell in der Offentlichkeit hat. Die 
Diskussion über die Verwaltungsretorm 
laBt eigentlich vermuten, daB in allen 
Kommunen mit grõBtem Nachdruck an 
diesem T hema gearbeitet wird. Nun 
kann natürlich sein, daB die betragten 
Gemeinderate dies ganz anders sehen 
als die jeweiligen Verwaltungen. Und es 
ist auch mõglich, daB die Rate über Re­
tormaktivitaten in der Verwaltung nur un­
zureichend intormiert werden. 
Ein Blick aut das Betragungsergebnis 
nach KommunengrõBe lietert eine weite­
re Erklarung. Demnach wird in den 
groBen Kommunen und hier insbeson­
dere in d er GrõBenklasse von 50 000 bis 
150 000 Einwohnern am Neuen Steue­
rungsmodell gearbeitet. Dies verwundert 
nicht, grõBere Stãdte sind hãutig Vorrei­
ter bei der Verwaltungsretorm: sie 
spüren den Problemdruck schon stark, 
sind aber noch beweglich genug tür Ver­
anderungen. Der relativ hohe Rücklaut 
aus kleineren Kommunen in der Umtrage 
erklart den insgesamt niedrigen Mittel­
wert. 
Rolle der Politik 
In letzter Zeit gerat zunehmend das Zu­
sammenspiel von Politik und Verwaltung 
in den Mittelpunkt der Diskussion um die 
Verwaltungsretorm. Eine zentrale Frage 
für die Politik besteht darin, welche Rolle 
sie selbst im Neuen Steuerungsmodell 
spielt. Behalt sie auch weiterhin die Ent­
scheidungsgewalt in ihrer Hand oder be­
steht die Getahr, daB ihre Zustandigkei­
ten schleichend ausgehõhlt werden? 
Die Kommunale Gemeinschaftsstelle 
(KGSt) hat für die Politik im Neuen 
Steuerungsmodell eine neue Rolle vor­
geschlagen. Diese soll sich demnach 
nicht mehr um die Details kümmern, 
sondern sich auf ihre strategischen Aut­
gaben konzentrieren. Die Rate sollen 
diskutieren und entscheiden, was in ei-
ner Kommune gemacht wird. Demge­
genüber soll die Verwaltung sich um die 
Umsetzung der Beschlüsse, um das 
,Wie" kümmern. Einzeleingriffe sollen 
dabei unterlassen werden. Die Diskussi­
on hat .inzwischen die strikte Trennung 
zwischen ,was" und ,wie" überholt; heu­
te spricht man eher davon, daB zwischen 
Rat und Verwaltung Vereinbarungen ge­
troffen werden, die durchaus aut ver­
schiedenen Detaillierungsebenen ange­
siedelt sein kõnnen. Eine Einmischung 
der Politik in die Umsetzung soll damit 
nach wie vor mõglich sein. 
Getragt wurde, wie der Gemeinderat sei-
ne Zeit zwischen den konkreten, speziti­
schen Anliegen der Bürger und den stra­
tegischen Problemen der Gesamtkom­
mune aufteilen sollte. Die betragten Ge­
meinderãte sind im Durchschnitt der 
Meinung, daB sie rund 42 Prozent ihrer 
Arbeitszeit für die konkreten Anliegen 
der Bürger und 58 Prozent für die strate­
gischen Problema der Gesamtkommune 
aufwenden sollten. Dies zeigt, daB sich 
die meisten Gemeinderãte ihrer Rolle als 
strategischer Steuermann der Kommune 
bewuBt sind und daB sie die Gesamtver­
antwortung tür die Weiterentwicklung 
der Gemeinde tragen. Fast die gleiche 
Bedeutung wird aber der Vertretung der 
konkreten Bürgeranliegen zugemessen. 
Dies verwundert nicht, sind sie doch 
hãutig Vertreter gesellschaftlicher Grup­
pen im Gemeinderat, deren Anliegen sie 
im Gremium vertreten sollen. Hinzu kom­
men die vielen kleinen Anliegen und Pro­
blema der Bürger, aut die sie angespro­
chen werden und um die sie sich küm­
mern sollen. Nach Ansicht vieler Rats­
mitglieder ist diese Rolle tür sie politisch 
überlebenswichtig, da sie ihre Legitima­
tion aus dieser lnteressensvertretung 
ziehen. 
Bei Kommunen in der GrõBe bis zu 
150 000 Einwohner gibt es mit zuneh­
mender GemeindegrõBe eine Steigerung 
des Zeitaufwands, der für die strategi­
schen Probleme der Gesamtkommune 
verwendet werden sollte. Bei Kommu­
nen bis 5000 Einwohner ergibt sich für 
die strategischen Probleme ein Mittel­
wert von 54,7 Prozent, d er ansteigt bis 
zu 62,1 Prozent bei Kommunen mit 
50 000 bis 150 000 Einwohnern. Dies laBt 
sich damit erklaren, daB mit zunehmen­
der GrõBe einer Gemeinde auch andere 
Themen dominieren. So beschaftigen 
sich viele mittlere und groBe Kommunen 
mit Fragen wie stadtische Leitbilder oder 
Lokale Agenda 21, wohingegen bei klei­
neren Gemeinden haufig eher weniger 
strategische Fragen im Vordergrund ste­
hen. 
Überraschend ist allerdings, daB der 
Zeitanteil für die strategischen Aufgaben 
bei den Kommunen über 150 000 Ein­
wohner wieder leicht abnimmt, und zwar 
in der GrõBenklassen von 150 000 bis 
400 000 Einwohner auf 59,4 Prozent und 
in der Klasse über 400 000 Einwohner 
auf 60,43 Prozent. Dies ist auf den ersten 
Blick nicht nachvollziehbar, ist doch der 
Anteil der strategischen Aufgaben in die­
sen Stãdten offensichtlich hoch. Er­
klãrungen dafür kõnnten darin liegen, 
daB die befragten Gemeinderãte unter­
schiedliche Funktionen innerhalb der 
Fraktionen innehaben, oder daB sie ein 
unterschiedliches Verstandnis von Stra-
tegie haben. Mõglich ist auch, daB die 
hohe Zeitbelastung durch das Mandat in 
GroBstadten dazu führt, daB den Man­
datstrãgern der Kontakt zu lhren Mit­
menschen (zum Beispiel in Vereinen) ver­
loren geht und sie ihn deshalb im Man­
dat suchen. 
lnformationsvorsprung 
Von groBer Bedeutung für das Verhaltnis 
und die Rollenaufteilung von Gemeinde­
rat und Verwaltung ist die lnformations­
versorgung. Rate beklagen sich haufig 
über die schlechte Qualitat und verspa­
tete Bereitstellung von lnformationen, 
die Überflutung mit lnformationen und 
über einen zu groBen lnformationsvor­
sprung der Verwaltung. Ein bedarfsge­
recht informierter Gemeinderat hat eine 
starkere Position als ein Gremium, das 
von der Verwaltung an der kurzen Leine 
gehalten wird. Nicht zuletzt ist ein nach­
fragegerechtes lnformationsangebot 
auch erforderlich, wenn der Gemeinde­
rat seine Rolle als strategischer Steuer­
mann ausfüllen soll. 
Die Ratsmitglieder wurden deshalb ge­
fragt, inwieweit sie der Aussage ,Die 
Verwaltung hat einen zu groBen lnforma­
tionsvorsprung" zustimmen konnten. Auf 
einer Skala von ,stimme überhaupt nicht 
zu" (= nu li) bis ,stimme voll zu" (= sieben) 
konnten die Rate ihre Meinung angeben. 
Bei einem Mittelwert von 4,93, einem 
Fe l ende: lnlormal onen 
haufigsten Wert von 7 und einem Zen­
tralwert von 5,5 erntet diese Aussage ei­
ne hohe Zustimmung. Mit einer Stan­
dardabweichung von 1 ,84 herrscht bei 
dieser Frage auch eine relativ hohe 
Übereinstimmung bei den Antworten. 
Die Analyse des Ergebnisses in Abhãn­
gigkeit von der KommunengrõBe zeigt, 
daB bei allen GrõBenklassen den Verwal­
tungen ein klarer lnformationsvorsprung 
zugeschrieben wird, wobei die Zustim­
mung bei den grõBeren Kommunen so­
gar hõher ist. Dies kõnnte daran liegen, 
daB die Komplexitat und die Quantitat 
der zu bearbeitenden Themen mit der 
GrõBe der Stadt zunimmt und damit der 
lnformationsvorsprung der Verwaltung 
deutlicher spürbar wird. 
Auch eine Analyse nach Parteien ergibt, 
daB von allen ein lnformationsvorsprung 
der Verwaltung gesehen wird, wenn 
auch mit unterschiedlicher Auspragung. 
Die Untersuchung dieser Frage zeigt ins­
gesamt deutlich: Wenn das Verhaltnis 
zwischen Gemeinderat und Verwaltung 
verbessert und die Rolle des Gemeinde­
rats gestãrkt werden soll, dann ist am 
ehesten an der lnformationsversorgung 
des Gemeinderats anzusetzen ist. 
Die lnformationsversorgung der Rate 
durch die Verwaltung erfolgt in den mei­
sten Kommunen durch Vorlagen und an­
dere schriftlichen Unterlagen. Für viele 
ehrenamtliche Gemeinderate ist es ein 
Problem, die Vielzahl an Materialien 
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noch zu bewaltigen. Dennoch sieht die 
Mehrzahl der Gemeinderate bei einem 
Mittelwert von 4,2 und einem haufigsten 
Wert von 7 auf einer Skala von ,Die Pa­
pierflut aus der Verwaltung ist überhaupt 
nicht zu bewaltigen" (= null) bis ,Die Pa­
pierflut aus der Verwaltung ist kein Pro­
blem" (= sieben) die Papierflut eher nicht 
als Problem an. Dies überrascht 
zunachst, hort man doch haufig Klagen 
über die Papierfluten aus der Verwal­
tung. 
Problem Papierllut 
Eine Analyse dieser Frage nach der Ein­
wohnerzahl erlaubt aber sofort eine 
plausible Begründung: Je groBer die 
Stadt, umso groBer ist die Papierflut und 
umso eher wird die Bewaltigung der Pa­
pierflut als Problem empfunden. So liegt 
bei den Stadten über 50 000 Einwohner 
der Mittelwert der Frage in der ersten 
Skalenhalfte, wo die Bewaltigung der 
Papierflut als Problem empfunden wird. 
Bei Stadten über 400 000 Einwohner ist 
die Papierflut bei einem Mittelwert von 
2,29 sogar als groBes Problem auszuma­
chen. DaB der Mittelwert bei der Frage 
insgesamt doch im unproblematischen 
Skalenbereich liegt, laBt sich wieder mit 
der groBen Zahl der Rücklaufe aus den 
kleineren Kommunen erklaren. Auf den 
ersten Blick erscheint es paradox, daB 
die Gemeinderate gleichzeitig einen ln­
formationsvorsprung der Verwaltung 
und eine Überflutung mit Papier bekla­
gen. Der scheinbare Widerspruch lost 
sich dadurch auf, daB die lnformations­
bereitstellung und lnformationsaufberei­
tung zu schlecht gelost ist. 
lnsgesamt zeigen die Auswertungen, 
daB bei d en Gemeinderaten zwar ein ho­
hes BewuBtsein für ihre strategischen 
Aufgaben vorhanden ist, daB aber nach 
wie vor die Rolle des Bürgeranwalts eine 
hohe Bedeutung hat. Es wird daher 
spannend sein zu sehen, wie sich die 
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Rollenaufteilung zwischen Verwaltung 
und Gemeinderat weiter entwickeln wird. 
Die einfache Formel ,Der Gemeinderat 
ist für das ,Was", die Verwaltung für das 
,Wie" zustandig" hat sich jedenfalls bis­
her nicht bewahrt. Wenn die Gemein­
derate bereit sind, sich verstarkt aus 
dem operativen Tagesgeschaft zurück­
zuziehen und dieses mehr der Verwal­
tung zu überlassen- obwohl sie ja selbst 
Verwaltungsorgan sind -, dann ist erfor­
derlich, daB dieser VertrauensvorschuB 
gegenüber der Verwaltung von dieser 
stetig neu gerechtfertigt wird. Wichtig ist, 
daB sie im Gegenzug für neugewonne 
Freiheiten den Gemeinderat mit bedarfs­
gerechten lnformationen, zum Beispiel 
mit umfassenden lnformationen über die 
Umsetzung von Beschlüssen beliefert, 
und daB sie die Umsetzung im Sinne der 
lntention des Gemeinderats durchführt. 
N ur dann gelingt es, daB der Gemeinde­
rat bei den anstehenden Veranderungs­
prozessen im Boot bleibt und diese Ent­
wicklung mit tragt. Ohne Vertrauen zwi­
schen Rat und Verwaltung - und ohne 
die Handlungen, die dieses Vertrauen 
rechtfertigen - wird es schwerlich eine 
erfolgreiche Rollenveranderung und ei­
nen erfolgreichen ReformprozeB geben. 
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